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Wo liegen die Grenzen der Satire?
Jan Böhmermann bekam sie zu
spüren, als sein ZDF Magazin
Royal nach Beschwerden von sei-
nem Sender aus der Mediathek ge-
nommen wurde. Das Magazin hatte
Rituelle Gewalt thematisiert und
Behauptungen über satanistische
Kulte und „Mind control“ hinter-
fragt. „Gut recherchiert“ befand
wiederum die DGPN und verlangte
die Wiedereinstellung in die Media-
thek. Seite 7

Stalin, Hitler, Mussolini, Putin. Alle
diese Diktatoren haben traurige Ge-
schichte geschrieben. Wie konnte es
dazu kommen? Der Mediziner, Psy-
chiater und Soziologe Fritz B.
Simon hat am Beispiel von Stalin
analysiert, welche Faktoren zusam-
menwirken müssen, damit ein
Mensch derart mächtig und grausam
werden kann. Eine Antwort: weil die
Macht ihm zugestanden oder gar
von ihm gefordert wird. Ein Anti-
Größenwahn-Appell.   Seite 21

Rückenwind für medizinisches Cannabis auf Rezept

Das pralle Leben mit allen Tie-
fen und Höhen, mit Krankheit,
Tod, Suff, Rausch und Ek-

stase, mit Melancholie und Depression
habe Matthias Glasner in „Sterben“ ge-
legt, schreibt der rbb-online über einen
Streifen, von dem merhrfach berichtet
wurde, er habe „umgehauen“. Das mag
auch an der persönlichen Intention des
Regisseurs und der besonders intensiven
Dreh- und Produktionsweise liegen. Der

Film, der bei der Berlinale einen silber-
nen Bären für das Drehbuch erhielt, soll
am 25. April in den Kinos anlaufen.
Die Filmfestspiele boten auch ein Wie-

dersehen und -Erleben mit dem Vorjah-
res-Gewinner des Goldenen Bären. Der
Regisseur des Dokumentarfilms „Sur
l’Adamant“, Nicolas Philibert, hat mit
„Averroès & Rosa Parks“ nachgelegt und
in einer Pariser psychiatrischen Klinik
gedreht.     Seite 13

BLICKPUNKT
Hafenkrankenhaus: „Die kultigste
Visite Hamburgs“        Seite 3

FORSCHUNG
Betroffene sammeln Themen, die für
sie relevant sind       Seite 4

INTERVIEW
Hype um Psychedelika: Fragen 
an Prof. Gerhard Gründer Seite 6 

„SYSTEMSPRENGER“ 
Tagung sucht nach Wegen – „Port
Nord“ bietet eine Antwort Seite 8 

SCHLESWIG-HOLSTEIN
Gewalt: Was machen die neuen 
Präventionsambulanzen?   Seite 11

HAMBURG
Neues Wohnzentrum bietet auch
geschützten Raum      Seite 14

NORDDEUTSCHLAND
Mehr Spielraum: Regionalbudget 
für Bremen Seite 16

GERONTOPSYCHIATRIE
Tagung zu Sterben, Tod und 
Trauer mit Demenz      Seite 18

AUS DEM INHALT

... und Neues von der „Adamant“ –
einige Highlights der Berlinale 

Cannabis: Der 
Paradigmenwechsel

Drei Stunden „Sterben“

Lissy Lunies (Corinna Harfouch)
trägt eine Urne – und auch sie
kämpft mit dem Tod. Psychiatrie
steht im Mittelpunkt von „Averroès“
und „Rosa Parks“, so heißen zwei
Abteilungen der Klinik für Psychia-
trie Esquirol in Paris( re.), wo Nico-
las Philibert gedreht hat. Fotos:
Jakub Bejnarowicz, Port au Prince /
Les Films du Losange

BERLIN (hin). Im Bereich des  medi-
zinischen Einsatzes stehen sich bislang
schwierige Verschreibungslage, Mangel
an breiterer Forschung und zögerliche
Ärzte einer teils sehr positiven Patienten-
sicht bzw. -erwartung gegenüber. Manche
PatientInnen greifen daher bislang auf
Selbstmedikation mit leichter verfügba-
rem Straßencannabis zurück –mit der Ge-
fahr, an verunreinigtes und in der
Zusammensetzung   schwankendes Can-
nabis zu gelangen. 
Künftig ist ihnen nicht nur qualitätsvol-

lerer Eigenanbau erlaubt, auch die Ver-
schreibunglage dürfte sich bessern. „Es ist
kein großer Wurf, aber ein wichtiger
Schritt im globalen Trend zur Entstigma-
tisierung von Cannabis“, zitierte die Süd-
deutsche Zeitung den Mitgründer eines

Unternehmens für Medizinal-Cannabis,
Jakob Sons. „Mit der Teillegalisierung
rechnen wir mit deutlich mehr Cannabis-
Patienten in Deutschland“, äußerte sich
Gründungspartner Benedikt Sons.   
Cannabis als Arznei hat schon seit der

Liberalisierung in Form von Verschrei-
bungsfähigkeit 2017 einen Boom erlebt.
Doch die Dokumentationspflichten für
Ärzte sind bisher groß. Erkrankungen aus
dem psychiatrischen Spektrum blieben bei
einer Begleiterhebung eher außen vor.
Demnach wurden Verschreibungen zu 76
Prozent mit Schmerz, zu 10 Prozent mit
Spastik, aber z.B. nur zu 4 Prozent mit De-
pression begründet, wie PD Dr. Daniel
Huys beim DGPPN-Kongress ausführte.
Dabei gibt es auch hoffnungsvolle, aber
bislang wenig erforschte Hinweise auf po-

sitive Wirkungen im neuro-psychiatri-
schen Bereich. Zum Beispiel bei Tic-Stö-
rungen und dem Tourette-Syndrom,
Erfolgsversprechend scheint auch der Ein-
satz von Cannabidiol-Öl gegen unruhige
Verhaltensweisen bei Demenz. Als Be-
gleitbehandlung wurde das – nicht berau-
schende – Cannabidiol (CBD) im
Forschungsrahmen auch bereits gegen
Psychosen eingesetzt. Nicht nur CBD,
sondern auch THC enthält kontrolliert an-
gebautes medizinisches Cannabis. Bei
einer aktuellen Pilotstudie mit chronisch
depressiven Probanden konnte damit bei
fast einem Viertel der Schweregrad hal-
biert werden (Pharmacopsychiatry 2024;
DOI: 10.1055/a-2215-6114).  
Auf der anderen Seite stehen die gravie-

renden negativen Konsequenzen, die
durch die Legalisierung im Freizeitbereich
befürchtet werden. „Mit 18 Jahren ist die
Hirnentwicklung noch nicht abgeschlos-
sen. Daher kann der Konsum von Canna-
bis bei Jugendlichen große Schäden
anrichten, vor allem, wenn er regelmäßig
ist“, erläutert die Psychiaterin Prof. Dr. Eu-
phrosyne Gouzoulis-Mayfrank, President
Elect der DGPPN. Und: Bei 50 Gramm
Cannabis monatlich pro Person  bewege
man sich klar „im Bereich eines proble-
matischen Konsums, der mit Abhängig-
keiten und vielen weiteren psychischen
Störungen einhergeht“. 
18 Monate nach Inkrafttreten des Ge-

setzes soll es eine erste Evaluation über
Auswirkungen auf den Kinder- und Ju-
gendschutz geben. Dann weiß man viel-
leicht mehr. 

Der Bundestag hat mit der (Teil-) Legalisierung von Cannabis eine Trendwende
der Drogenpolitik eingeleitet. Zum 1. April erlaubt werden sollen der private Ei-
genanbau von bis zu drei Cannabis-Pflanzen bzw. Besitz von bis zu 50 Gramm
sowie das gemeinschaftliche, nicht-gewerbliche Heranziehen in Anbauvereini-
gungen für Erwachsene ab 18 Jahren. Befürworter und Gegner stehen sich der-
weil weiter unversöhnlich gegenüber. Während die Gesetzes-Befürworter
glauben, dass sich gerade durch Legalisierung ein besserer Konsumenten- und
Jugendschutz erreichen lässt, u.a. durch Strafverschärfungen und mehr Prä-
vention, kritisieren v.a. ÄrztevertreterInnen, die Altersgrenze sei zu niedrig, die
Mengen seien zu hoch und die Mittel für Prävention und Forschung zu knapp.
Auch die DGPPN  forderte daher, das Gesetz im Vermittlungausschuss des
Bundesrats zu überarbeiten. Der Bundesrat wird am 22. März beraten. 
Rückenwind für den Einsatz von medizinischem Cannabis dürfte derweil die
mitbeschlossene Herauslösung aus dem Betäubungsmittelgesetz (BTMG) er-
zeugen. Hierfür soll noch ein separates Medizinal-Cannabisgesetz (MedCanG)
folgen. Ärzte können medizinisches Cannabis künftig leichter verschreiben.  Im
Zuge dessen werden auch die Anbauhürden für Unternehmer gesenkt, indem
das Vergabeverfahren durch ein reines Erlaubnisverfahren ersetzt wird. 

Die Geschichte der deutschen Sozi-
alpsychiatrie hat 2018 ein Zuhause
gefunden. Als Projekt der Berliner
Gesellschaft für Soziale Psychiatrie
wurde das Berliner Archiv für Sozi-
alpsychiatrie im Gemeindepsychi-
atrischen Zentrum der Pinel gGmbH
angesiedelt. Ilse Eichenbrenner, Hol-
ger Kühne und Christian Reum-
schüssel-Wienert haben bereits über
16.000 Dokumente gesichtet und er-
fasst. Der EPPENDORFER war vor
Ort.           Seite 5

BSG entschied Streit um Kosten für Asylsuchenden
Kreis muss Klinik bezahlen

KASSEL/BERLIN (epd). Psychisch
erkrankte und traumatisierte Asylbewer-
ber müssen bei einem akuten Behand-
lungsbedarf medizinische Hilfe erhalten
können. Liegt eine schwere Depression
mit Suizidgefahr vor, müssen Sozialhilfe-
träger die unaufschiebbare stationäre The-
rapie als „akute Erkrankung“ bezahlen,
urteilte das Bundessozialgericht (BSG) in
Kassel. (AZ: B 8 AY 3/23 R).
Im Streitfall ging es um einen afghani-

schen Asylbewerber, der im Sommer
2018 in Deutschland eine Duldung er-

hielt. Wegen einschneidender Fluchter-
lebnisse und eines Suizidversuchs eines
Mitbewohners in einer Flüchtlingsunter-
kunft im Raum Hildesheim entwickelte
sich bei dem Flüchtling eine psychische
Erkrankung. Er stellte sich daraufhin bei
einem Zentrum für traumatisierte Flücht-
linge in Hannover vor. Die empfohlene
Teilnahme an einer ambulanten Stabili-
sierungsgruppe nahm er nicht wahr, da
der Landkreis Hildesheim die Fahrtkosten
nicht übernehmen wollte. Im März 2019
wurde der Mann in einer psychiatrischen

Klinik wegen Verdacht auf eine schwere
depressive Episode mit Suizidgefahr und
einer Posttraumatischen Belastungsstö-
rung (PTBS) als Notfall für rund einen
Monat stationär aufgenommen. Die Be-
handlungskosten in Höhe von 8993,96
Euro übernahm der Landkreis nicht. 
Derweil haben Bundestag und Bundes-

rat jüngst mit dem Rückführungsverbes-
serungsgesetz die Wartezeit auf Gesund-
heitsleistungen und Psychotherapie von
18 Monaten auf 36 Monate verlängert. 

Weiter auf Seite 2
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Kommt es oft vor, dass Sie
die Fenster öffnen, um die
Wärme reinzulassen? Über

1100 Menschen, Patienten wie Mit-
arbeitende, froren im Januar bei neun
Grad Raumtemperatur in einer Ber-
liner Klinik des Maßregelvollzugs.
Da die Außentemperaturen höher
waren, machte man die Schotten
nicht dicht, sondern auf. Die Heizung
war über mehrere Tage ausgefallen.
Zum Zeitungsartikel über diesen wei-
teren Tiefpunkt bei der Versorgung
von Forensik-Patienten finden sich
keinerlei Leserkommentare. Fällt
niemandem mehr etwas dazu ein
oder lässt es die Bevölkerung so kalt
wie die ungeheizten Räume?
Platz- und Personalmangel sind die

bereits lange bekannten Missstände
im Berliner Maßregelvollzug. Die
Zahl der „besonderen Ereignisse“ hat
sich von 2020 bis 2023 mehr als ver-
doppelt. Zu diesen besonderen Ereig-
nissen gehört auch übergriffiges
Verhalten gegenüber Mitpatienten
und Personal. Das neue Haus mit an-
gekündigten 60 Plätzen wird nun
doch weniger Patienten Raum bieten
als geplant. Die Bettenanzahl wurde
auf 49 reduziert. Weitere Betten im
mittleren zweistelligen Bereich sol-
len an einem weiteren Standort hin-
zukommen. Es wird viel Geld in die
Hand genommen, allein in 2024 und
2025 insgesamt über 170 Millionen
Euro. Dem Personalmangel möchte
man durch Verlagerung von nichtme-
dizinischen Tätigkeiten in andere Be-
rufsgruppen begegnen. Wegen des
Platzmangels konnten im Jahr 2021
nicht alle Verurteilten aufgenommen
werden und kamen zunächst auf
freien Fuß. Ärgerlich bleibt weiterhin
das Festhalten der lokalen Berichter-
stattung an stigmatisierenden Begrif-
fen wie „Täter“ statt „Patienten“.
Auf Fehlentwicklungen bei der

Umsetzung des Bundesteilhabegeset-
zes macht ein Manifest der Berliner
Gesellschaft für Soziale Psychiatrie
(BGSP) aufmerksam. Anlass zur Kri-
tik gibt unter anderem der drohende
Wegfall der seit 2004 bestehenden
„Leistungen zur Koordination und
Behandlungsplanung“ für Menschen
mit psychischen Erkrankungen.
Diese waren bisher ein fester, finan-
zierter Bestandteil der Hilfeplanpla-
nung. Eine Streichung wäre insofern
bemerkenswert, weil auf Bundes-
ebene der Hinweis auf die Notwen-
digkeit koordinierender Leistungen
für Menschen mit Beeinträchtigun-
gen und insbesondere für jene mit
schweren psychischen Erkrankungen
mittlerweile in die Sozialgesetzbü-
cher V und IX Eingang gefunden hat. 

Eine weitere Forderung versucht
dem Fachkräftemangel zu begegnen.
In Berlin ist in der Eingliederungs-
hilfe eine Fachkraftquote von 75 Pro-
zent festgelegt. Künftig sollten aus
Sicht der BGSP auch breit etablierte
sozialpsychiatrische Fortbildungen in
Kombination mit mehrjähriger Be-
rufserfahrung mit psychisch beein-
trächtigten Menschen zu einem
Fachkraftstatus führen. Eine ähnliche
Öffnung, so das Manifest, müsse
auch für Genesungsbegleiter gelten. 
Ein bewegendes Thema der letzten

Wochen waren die vielen Demons-
trationen für Demokratie und gegen
Rechtsextremismus. In Berlin kamen
laut Polizeiangaben über 150.000
Menschen am Reichstagsgebäude
zusammen. Erfreulicherweise wurde
dabei auch auf eine nicht selten bei
Demonstrationen vernachlässigte,
durch den Rechtsextremismus ge-
fährdete Gruppe aufmerksam ge-
macht. Die Aktivistin für die Rechte
von Menschen mit Beeinträchtigun-
gen, Laura Gehlhaar, erinnerte an die
Ermordung von Menschen mit psy-
chischer Erkrankung und anderen
Beeinträchtigungen im Rahmen der
Aktion T4. 
Was gibt es Erbauliches aus Berlin

zu berichten? Die Temperaturen sin-
ken, der Wind nimmt zu und es ist
grau – die Berlinale schickt ihre be-
kannten Boten voraus. Während sich
die Berlinale bei den vielen europäi-
schen Filmfestivals einreiht, wirbt die
neue Ovid-Clinic mit ihrem Allein-
stellungsmerkmal: Sie ist die erste
psychedelische Tagesklinik in
Europa und behandelt mit einer
Kombination aus Ketamin und Psy-
chotherapie. Chefarzt ist Prof. Ger-
hard Gründer, der bei den letzten
DGPPN-Kongressen als ausgewiese-
ner Experte für Psychopharmakolo-
gie mit seinen kritischen Vorträgen
zur Langzeitbehandlung herausstach. 

Ilja Ruhl

Brief aus der Hauptstadt

Über dem Zentrum der Macht: die begehbare Kuppel des Berliner
Reichstags. Foto: pixabay

Kalte Zeiten

Der Autor arbeitet als Sozialar-
beiter bei einem gemeinde-
psychiatrischen Träger in

Berlin. Er engagiert
sich ehrenamtlich in
der „Berliner Ge-
sellschaft für So-
ziale Psychiatrie“
und ist zudem auch
als Redaktionsmit-
glied der Zeitschrift
„Soziale Psychia-
trie“ tätig.

Betrifft: Abs.

Asylsuchende: Gesetz schränkt Hilfen weiter ein

Drei Jahre nur 
Akutbehandlung

Mit dem im Januar beschlossenen
sogenannten Rückführungsverbes-
serungsgesetz erhalten Asylsu-
chende statt 18 sogar 36 Monate
lang nur eingeschränkte Sozial- und
Gesundheitsleistungen und Psycho-
therapie. Verbände warnten vorab
vor dramatischen Folgen.

KASSEL/BERLIN (epd/rd). Es han-
dele sich nicht um eine „akute“, sondern
nur um eine chronische Erkrankung, er-
klärte der Sozialhilfeträger, warum er
die Behandlungskosten für eine Notfall-
aufnahme eines afghanischen Asylbe-
werbers nicht übernommen hatte (siehe
Seite 1). Die Kosten für eine medizini-
sche Behandlung von Asylbewerbern
könnten aber nur übernommen werden,
wenn es sich um eine akute Erkrankung
oder um Schmerzzustände handele. Die
ärztliche und zahnärztliche Behandlung
müsse zudem „erforderlich“ sein.
Das sei hier der Fall gewesen, urteilte

das BSG. Ein psychiatrischer Facharzt
habe mit der schweren depressiven Epi-
sode und der PTBS einen Notfall er-
kannt, der sofort behandelt werden müs-
se. Zwar handele es sich bei Depressio-
nen um eine chronische Erkrankung.

Der Sozialhilfeträger müsse aber für die
stationäre Aufnahme zahlen, wenn auch
bei einer chronischen Erkrankung ein
„akuter Behandlungsbedarf“ besteht
und die Behandlung zudem „unauf-
schiebbar“ ist.
Der eingeschränkte Zugang zu einer

psychiatrischen bzw. psychotherapeuti-
schen Behandlung für Asylsuchende
macht eine Zustimmung des Sozialamts
erforderlich. Bürokratische Barrieren
oder Verständigungsprobleme erhöhen
die psychosoziale Belastung geflüchte-
ter Menschen zusätzlich.Und künftig
dürfte sich die Lage für psychisch
kranke Asylsuchende noch weiter ver-
schlechtern. Die Bundespsychothera-
peutenkammer (BPtK) kritisiert, dass
Schutzsuchende mit dem jetzt im Ja-
nuar beschlossenen sogenannten Rück-
führungsverbesserungsgesetz nun statt 
18 sogar 36 Monate lang nur einge-
schränkte Sozial- und Gesundheitsleis-
tungen erhalten sollen. Das Asylbewer-
berleistungsgesetz gewähre in diesem
Zeitraum grundsätzlich nur eine Akut-
und Schmerzbehandlung. Psychothera-
pie werde nur in Einzelfällen geneh-
migt.
Genau davor hatten acht Verbände,

darunter BPtK, Bundesdirektorenkon-

ferenz und DGPPN, in einem gemein-
samen Positionspapier gewarnt. Drei
Jahre Wartezeit auf den regulären Zu-
gang zum Gesundheitssystem würde
eine notwendige Behandlung psychi-
atrischer Erkrankungen in inakzeptabler
Weise verzögern, heißt es darin. „Das
Risiko einer Chronifizierung würde
steigen.“   
Prof. Dr. Andreas Meyer-Lindenberg,

Präsident der Deutschen Gesellschaft
für Psychiatrie und Psychotherapie,
Psychosomatik und Nervenheilkunde
(DGPPN), prophezeite für die Zukunft
dramatische Folgen: „Für die Betroffe-
nen, deren Erkrankungen sich ver-
schlimmern und verfestigen würden,
für die psychiatrische Akutversorgung,
die dann noch stärker in Anspruch ge-
nommen würde und auch für die Volks-
wirtschaft insgesamt. Die Kosten wären
erheblich.“
Die Verbände forderten vielmehr, den

Zeitraum eingeschränkter Gesundheits-
und Sozialleistungen keinesfalls zu ver-
längern, Gesundheitsleistungen für 
Geflüchtete im Leistungskatalog der
gesetzlichen Krankenversicherung ge-
setzlich zu verankern und einen An-
spruch auf eine qualifizierte Sprach-
mittlung im SGB V festzuschreiben. 
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Sozialpsychiatrie
gegen extreme 

Rechte
KÖLN (rd). Die Redaktion und der

Beirat der Sozialpsychiatrischen Infor-
mationen haben einen Aufruf gegen
die AfD gestartet. Deren Menschen-
bild und „Werte“ gäben Anlass zur
Sorge und bedrohten die Grundrechte,
nicht nur, aber auch die von Menschen
mit psychischen Erkrankungen. Der
Aufruf kann über den Psychiatriever-
lag heruntergeladen werden (https://
psychiatrie-verlag.de/wp-content/
uploads/2024/ 01/aufruf_30.01.pdf).
Eine Weiterbildung des Bundesver-
bandes Mobile Beratung e.V. (BMB)
in Kooperation mit der Deutschen Ge-
sellschaft für Soziale Psychiatrie
(DGSP) Anfang April in Hannover
fragt: Was tun, wenn psychiatrische
Praxis auf Menschen mit extrem rech-
ter Orientierung trifft? Welche Erfah-
rungen machen psychiatrisch Tätige
mit extrem rechten Meinungsäußerun-
gen und wie können sie sich in ihren
Einrichtungen damit gelingend aus-
einander setzen? 
Mehr unter www.dgsp-ev.de/fortbil-

dungen/weitere-fortbildungsange-
bote/psychiatrische-praxis-und-rechte-
orientierung

Berlin: Angehörige 
demonstrieren gegen 
Maßregel-Zustände 

BERLIN (rd). Zu wenig Platz, zu
wenig Personal, zu viele Patienten:
Die Lage im Berliner Krankenhaus
des Maßregelvollzugs (KMV) ist de-
solat und gefährlich – und spitzt sich
immer weiter zu. Am 24. Februar de-
monstrierten Angehörige von Men-
schen im Maßregelvollzug gegen die
Zustände in den Krankenhäusern.
Wegen fehlenden Personals werde den
Patienten zu wenig geholfen, beklag-
ten sie. Aus der Mitarbeiterschaft ge-
langten zuletzt eine Gefahrenanzeige
sowie ein Brandbrief an die Öffent-
lichkeit. Als Zwischenlösung kündigte

der Senat fast 50 neue Plätze für ver-
urteilte kranke Straftäter im Abschie-
begewahrsam in Lichtenrade an. 
In einer sogenannten Gefahrenan-

zeige, über die der Tagesspiegel be-
richtete, warnten Oberärzte vor einer
„unmittelbaren erheblichen Gefahr für
die Sicherheit und Gesundheit“ von
Mitarbeitenden sowie von Patientin-
nen und Patienten. 

Psychotherapeutische
Versorgung

besser als vermutet
BERLIN (rd). Mehr als 90 Prozent

aller Patientinnen und Patienten, die
eine psychotherapeutische Behand-
lung suchten, führten innerhalb von
drei Monaten ein Erstgespräch und be-
gannen in diesem Zeitraum mit regel-
mäßigen Sitzungen. Diese Wartezeit
hielten zwei Drittel der Betroffenen
für angemessen, wie eine großange-
legte Befragung unter 2200 Therapie-
suchenden zeigt. Die häufigsten Grün-
de für eine Psychotherapie sind dem-
nach gedrückte Stimmung, gefolgt
von Angststörungen, psychosomati-
schen Beschwerden und der Bewälti-
gung schwerer Belastungen.  
Entsprechende Ergebnisse der ES-

RiP-Studie („Evaluation der Struktur-
reform der Richtlinien-Psychothera-
pie“) erläuterte auf einer PK im Vor-
feld des Deutschen Kongresses für
Psychosomatische Medizin und Psy-
chotherapie der Direktor der Klinik für
Psychosomatische Medizin am Uni-
klinikum Gießen, Prof. Johannes Kru-
se. Eine bevölkerungsrepräsentative
Stichprobe von 32.573 Personen
wurde telefonisch nach einer Kontakt-
aufnahme zu Psychotherapeutinnen
befragt – dies traf auf etwa 2200 Per-
sonen zu. 
90 Prozent warteten weniger als drei

Monate auf ein Erstgespräch, danach
erfolgte in 84 Prozent der Fälle auch
eine Psychotherapie. Der überwie-
gende Teil der Betroffenen (85 Pro-
zent) sei mit der Wartezeit zufrieden
gewesen.  

Meldungen
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Um kaum eine andere Klinik ranken sich so viele Geschichten wie um das Hafenkrankenhaus

„Die kultigste Visite Hamburgs“
1900 eröffnet, gehörte das Hafenkrankenhaus
in Hamburg-St. Pauli bis 1920 zur Polizeibe-
hörde. „Bis zu seiner Schließung 1997 ver-
sorgte die Unfallklinik an der Seewarten-
straße Hafenarbeiter:innen und Seeleute
ebenso wie Tourist:innen und die Menschen
in den Vierteln rund um die Reeperbahn“,
heißt es in der Ankündigung einer Buchvor-
stellung mit dem Titel „Die kultigste Visite
Hamburgs“ im Medizinhistorischen Museum
Hamburg. Präsentiert wurde die gerade als
„Hamburg-Buch 2023“ ausgezeichnete Text-
sammlung der Hamburger Historiker:innen
Dirk Lau, Lars Amenda und Frauke Stein-
häuser, die ein lebendiges Bild vom Alltag im
Hafenkrankenhaus und den Menschen bietet,
die dort Hilfe fanden.

Erste Einblicke: „Eine der Zellen war be-
setzt, ein Mensch, der sinnlos betrunken
auf der Straße gefunden worden war und

sich wie ein Wilder gebärdete, lag friedlich
schlummernd auf der Matratze.“ So skizzierte ein
Reporter seine Eindrücke von einem Rundgang
durch das „Haus für Unruhige“ des damals entste-
henden Hafenkrankenhauses. Am 25. November
1900 hatte die Krankenhausverwaltung zu einem
Pressetermin geladen. Das gesicherte Unruhigen-
haus „für Tobsüchtige und Deliranten“ gehörte mit
der Verwaltung und dem Krankenpavillon zu den
ersten fertiggestellten Gebäuden des Hafenkran-
kenhauses, das am 1. Januar 1901 offiziell eröffnet
wurde. 
Wer als geisteskrank verdächtigt war, wurde zu

einer ersten Untersuchung ins Hafenkrankenhaus
eingeliefert und in eine vergitterte Isolierzelle im
Haus für Unruhige gesperrt. Es gab sechs Zellen
für Männer und zwei für Frauen. „Zusätzlich be-
fanden sich zwischen dem Männertrakt des Unru-
higenhauses und der Aufnahmestation vier
Einzelzellen mit Doppeltür, hoch liegenden Fens-
tern und nur einer niedrigen Pritsche für Betrun-
kene und ,Tobende‘“, berichtet
Dirk Lau in der von ihm unter
Mitarbeit von Lars Amenda
und Frauke Steinhäuser ge-
schriebenen Chronik „Hafen-
krankenhaus Hamburg“ – sie
ist zum „Hamburg-Buch des
Jahres 2023“ gekürt worden.
Zunächst unterstand das

Krankenhaus der Polizeibehörde, um Festgenom-
mene medizinisch zu behandeln. Ein weiterer
Schwerpunkt lag als Unfallkrankenhaus auf der
Versorgung verletzter Hafen- und Werftarbeiter
sowie von Seeleuten. Auch eine kleine Geburts-
station sowie ein Beobachtungshaus für Seuchen-
verdächtige – geschuldet den Erfahrungen mit der
erst wenige Jahre zurückliegenden Choleraepide-
mie –gehörten dazu. Im Zuge von Erweiterungen
kamen unter anderem ein seinerzeit modernes Lei-
chenschauhaus, die Anatomie, die Pathologie
hinzu. 1920 wechselte das Hafenkrankenhaus in
die Zuständigkeit der Gesundheitsbehörde.
1922 wurde eine erbbiologische Abteilung ein-

gerichtet. Das Hafenkrankenhaus habe sich schon

lange vor der Nazizeit offen für eugenische Kon-
zepte gezeigt, so Frauke Steinhäuser. Sie präsen-
tierte das Buch zusammen mit Dirk Lau im
Medizinhistorischen Museum der Uni-Klinik Ep-
pendorf. Hans Koopmann, ab 1923 Leiter der Pro-
sektur, stimmte, so Dirk Lau, mit der erbbio-
logischen Vorstellung der Nazis überein. „Er ver-
folgte eine rigorose Linie gegenüber ,Volksschäd-
lingen‘ und befürwortete die Zwangskastration.“
Das Buch weist die personell engen Verbindun-

gen des Hafenkrankenhauses mit dem National-
sozialismus nach. So gehörte beispielsweise
Henning Brütt, Ärztlicher Direktor von 1930 bis
1957, ab 1933 der NSDAP an. Seine Nachfolge

trat 1957 Gerhard Küntscher
an. Er sollte ein weltbekann-
ter Leiter des Hafenkran-
kenhauses werden: Als
Erfinder der Marknagelung
gehört der Chirurg zu den
Pionieren der modernen
operativen Knochenbruch-
behandlung. 

Dass er selbst überzeugter Nazi war – Parteimit-
glied seit 1931 – interessierte damals kaum jeman-
den. Gegen seinen Willen wurde er 1965 entlassen,
was allerdings nicht mit seiner braunen Vergan-
genheit, sondern mit seinen umstrittenen Qualitä-
ten als Chef zusammenhing.
1972 begann der Kampf um den Erhalt des Ha-

fenkrankenhauses: Politisch wurde dessen Schlie-
ßung aus Effizienzgründen diskutiert. Ein
schweres Werftunglück mit Toten und Schwerver-
letzten am 9. Januar 1976 festigte jedoch mittel-
fristig die Existenz des Hauses, da dessen
hafennaher Standort für die rasche Versorgung der
Betroffenen lebensrettend war. Die Perspektive
besserte sich. 
1996 verabschiedete der Senat dann den end-

gültigen Schließungsbeschluss. Das nicht mehr
profitable Hafenkrankenhaus hatte wegen seiner
Lage im sozial schwachen Stadtteil St. Pauli kei-
nen Rückhalt durch eine politische Lobby. Außer-
dem war es das kleinste Hamburger Krankenhaus.
Resignierter Kommentar des damaligen Direktors
Hartmut Seidel: „Vielleicht liegen die falschen
Menschen drin.“ Auch eine große Protestkampa-
gne („Ein Stadtteil steht auf“) mit Prominenz von
Heidi Kabel bis Corny Littmann und eine ab-
schließende Besetzung der Station D durch Akti-

visten halfen nicht.
An die Stelle des Hafenkrankenhauses ist inzwi-

schen ein Gesundheitszentrum mit verschiedenen
Praxen, einem türkischen Hamam und einem Treff
für Obdachlose getreten – sowie eine Senioren-
wohnanlage, in der auch frühere Hafenkranken-
hausbeschäftigte leben.
Fazit: Das Buch „Hafenkrankenhaus“ ist ein

ebenso spannendes wie informatives Ergebnis jah-
relanger Recherchearbeit. Schon die Lage der Kli-
nik zwischen Hafen und St. Pauli bietet Stoff für
schillernde Anekdoten aus dem Milieu und dem

jeweiligen historischen Alltag. Die lebendigen
Schilderungen von Zeitzeugen und eine Fülle his-
torischer Fotos machen das Buch zu einer gelun-
genen Stadt- und Medizingeschichte, die eine
Lücke in der regionalen Klinikhistorie schließt.  

Michael Göttsche

Dirk Lau, Lars Amenda, Frauke Steinhäuser: „Hafen-
krankenhaus Hamburg – Polizeikrankenhaus, Unfallchi-
rurgie, Gesundheitszentrum“, St. Pauli Archiv e.V. (Hrsg.),
Hamburg 2023, 18 Euro.

Krankenpavillon an der Seewartenstrasse um 1900. Foto: Staatsarchiv Hamburg

Geisteskranke wurden in 
eine Isolierzelle im Haus für

Unruhige gesperrt

Bett an Bett: Blick in einen Krankensaal für Männer 1902. Foto: Staatsarchiv Hamburg

Dirk Lau ist Autor der unter Mitarbeit von
Lars Amenda und Frauke Steinhäuser ent-
standenen Chronik „Hafenkrankenhaus Ham-
burg“ Foto: Göttsche

Vorlage für Serien

Anzeige 

Das Hafenkrankenhaus war als soziale Klinik
Kult: Der „Zeit“-Journalist Ben Witter hatte
seine dortigen Erlebnisse als Patient 1964 in
einer Reportage liebevoll-ironisch verarbeitet
(„Farbtöpfe im Leichenkeller“). Sie gab den
Anstoß zur ersten deutschen TV-Kranken-
hausserie „Hafenkrankenhaus“, produziert
von Gyula Trebitsch – 13 Folgen, gedreht
1967. Sie zählte zu den damals beliebtesten
deutschen Fernsehserien. (gö) 
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